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FAMILIENLASTENAUSGLEICH

Horst Zimmermann

Kindergeld, Kinderfreibetrag oder 
Familienspiitting?

Die Einl<ommensteuerreform 1990 wird derzeit auch unter dem Aspel<t geprüft, 
was sie für Ehepaare mit Kindern und ohne Kinder erbringt. In diesem Zusammenhang wird 
erneut die Frage nach Eignung der instrumenteilen Varianten Kindergeld, Kinderfreibetrag 

oder Familiensplitting aufgeworfen. Professor Horst Zimmermann analysiert die völlig 
unterschiedlichen Sichtweisen, die hinter diesen Instrumenten stehen.

Die S teuerreform  1986/1988/1990 steht neben ande­
ren Zielen auch unter dem  erklärten Ziel, eine Ent­

lastung für Familien zu bewirken. Dieses Z iel und die 
größeren einkom m ensteuerlichen Entlastungen quer 
durch alle E inkom m ensschichten sind Grund genug zu 
fragen, wie sich die Steuerreform  auf Familien (oder A l­
leinerziehende) m it K indern im Vergleich zu Ehepaaren 
(oder A lle instehenden) ohne Kinder auswirkt. D ieser 
Aufgabe unterzieht sich der W issenschaftliche Beirat für 
Familienfragen. Er kom m t zu dem  Schluß, daß diese 
Steuerreform bei allen anerkannten Verdiensten auf an­
deren Gebieten, die nach Auffassung der Bundesregie­
rung wohl auch im Vordergrund stehen, w ichtige 
Aspekte eines Fam ilienlastenausgleichs nicht ausrei­
chend berücksichtige '.

Die daraufhin entw ickelten Em pfehlungen konzeptio­
neller Art, w ie in späteren Schritten die Fam ilienpolitik 
mittels finanzpolitischer Maßnahmen ausgesta ltet wer­
den sollte, betreffen zum  einen das Ehegatten-Splitting 
und zum anderen den „E inkom m ensnachteil, der aus 
der Entscheidung für Kinder resu ltie rt“ .̂ D ieser zweite 
Aspekt steht hier im Vordergrund.

Der Beiratsvorschlag sieht vor, daß im Sinne einer 
langfristigen konzeptionellen Änderung

□  der derzeitige Typ des K inderfre ibetrags abge­
schafft,

□  das Kindergeld beibehalten und

□  ein K indergrundfreibetrag

Prof. D r Horst Z im m erm ann, 54, is t O rdinarius für 
Voli<swirtschaftslehre, insbesondere F inanzw is­
senschaft, an de r Philipp-U niversität in M arburg  
und M itglied des W issenschaftlichen Beirats beim  
Bundesministerium d e r Finanzen.

e ingeführt wird. Der K indergrundfreibetrag tritt zu dem 
bisherigen Grundfreibetrag hinzu und erw eitert dessen 
W irkung, die vom Steuersatz und dam it vom  Einkom ­
men des einzelnen S teuerzahlers unabhängig ist^, auf 
die Zahl der Kinder. Er hat m it dem geltenden K inderfre i­
betrag also zwar den Begriff des Freibetrags gem ein­
sam. Dessen W irkung jedoch, m it höherem Einkommen 
eine absolut höhere Entlastung zu bringen, übt er nicht 
aus, sondern er ist ein weitestgehend einkom m ensun­
abhängiges Instrument. Da der Beirat ohnehin für den 
Fall, daß dieser Kindergrundfreibetrag steuertechnisch zu 
kompliziert würde, einen Abzug von der Steuerschuld vor­
schlägt und der Unterschied unter der hier gewählten Per­
spektive unerheblich ist, wird im folgenden von der Va­
riante „Abzug von der Steuerschuld“ ausgegangen.

Der Vorschlag zum  künftigen Kinderlastenausgle ich 
(als dem auf Kinder abstellenden Teil des Fam ilienla­
stenausgle ichs) läuft also auf eine Abschaffung der Kin­
derfre ibeträge und gleichzeitig die Verstärkung der e in­
kom m ensunabhängigen finanziellen Leistungen hin­
aus: Beibehaltung des K indergeldes und zusätzlich ein 
Abzug von der Steuerschuld; d ieser ist einem Kinder­
geld weitestgehend äquivalent und muß nur für den Fall, 
daß keine oder eine nicht ausreichende Steuerschuld 
vorliegt, durch einen offenen Transfer w ie das Kinder­
geld ersetzt werden.

’ Fam ilien po litik  nach  d e r S teue rre fo rm . G u tach ten  des  W isse n sch a ftli­
chen  B e ira ts  fü r Fam ilien fragen  be im  B u n d e sm in is te r fü r Juge nd . Fam i­
lie, F rauen und  G esundhe it, Bonn, im  O k to b e r 1988, S ch h ften re ih e  des 
B u ndesm in is te rs  fü r Juge nd , Fam ilie . F rauen  und G esundhe it, Bd. 241, 
S tu ttga rt u. a. 1988, S. 8. Vgl. a uch  B. F r i t z s c h e ,  U. H e i l e ­
m a n n ,  H.  D.  V . L o e f f e l h o l z :  W as b ring en  d ie  V e re inbarungen  
zu r „G roß en  S te u e rre fo rm "? , in : W IR T S C H A F T S D IE N S T , 67. Jg. 
(1987), H. 5, s. 230-239.

^ Fam ilienpo litik  nach  d e r S teue rre fo rm . a.a .O .. S. 19.

 ̂ E in G run d fre ibe trag  n im m t nu r E inkom m e nste ile  aus dem  B e re ich  der 
un te ren  P ropo rtion a lzone  von  d e r B e steue run g  aus. Fo lg lich  füh rt se ine  
E rhöhung  n ich t zu e in e r zu sä tz lichen  S teue ren tla s tun g  nach  M aßgabe 
des G ren zs teue rsa tzes . (E ine  A u sn a h m e  bes teh t insow e it, w ie  de r er­
höh te  G re n zs te u e rsa lz  übe r d ie  un te re  P ropo rtion a lzone  h inausre ich t.)
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FAMILIENLASTENAUSGLEICH

Damit aber ist die Frage nach den zie lgerechten In­
strum enten eines K inderlastenausgle ichs in grundsätz­
licher W eise erneut gestellt worden. Der Beirat macht 
Vorschläge, die einer bestim m ten Sicht des Problems 
entsprechen, der man eine andere Sicht, wie von ihm 
auch angedeutet, entgegenstellen kann, die zu völlig 
anderen Ergebnissen führt. Diese beiden unterschiedli­
chen Sichtweisen, die in verschiedenen Bereichen von 
W issenschaft und Politik entw icke lt wurden, sollen im 
folgenden, und zwar jede für sich in ihrer eigenen Logik, 
vor Augen geführt werden. Erst in der G egenüberste l­
lung kann man letztlich entscheiden, welche Sicht mit 
den dahinterstehenden W ertvorstellungen vorgezogen 
wird, und man kann prüfen, ob nicht eine Kombination 
der beiden zugehörigen Instrum entgruppen auch eine 
brauchbare Lösung ergibt.

Die Sicht des versorgenden Staates

Die Familie und damit das Aufziehen von Kindern s te ­
hen nach Art. 6 Abs. 1 GG unter dem  besonderen 
Schutz der staatlichen Ordnung. Da im Laufe der Jahr­
zehnte seit Schaffung des G rundgesetzes die S taatstä­
tigkeit zunehm end m ittels öffentlicher Einnahm en und 
Ausgaben und weniger über allein gesetzgeberische 
Maßnahm en erfolgt, ist der Einfluß der öffentlichen Ein­
nahmen und Ausgaben auf Familien m it K indern -  und 
dam it auch der laufenden Steuerreform  als aktuellem  
Anlaß -  besonders zu beachten.

Ein solche Analyse des Budgets kann nun von der 
S icht ausgehen, daß in letzter Instanz der Staat für die 
ausreichende Versorgung der Kinder zuständig ist. Er 
müßte dem nach letztlich festlegen, w ieviel Geld je Kind 
bei versch iedener Kinderzahl, unterschiedlicher E in­
kom m ensgrößenklasse usw. bereitstehen soll. Dabei 
kann er vorrangig die von den Eltern je nach Einkom ­
m enslage selbst aufzubringenden Mittel berücksichti­
gen, er kann seinen Beitrag den allgem einen Steuerein­
nahmen entnehm en oder zusätzlich den Beziehern ho­
her Einkommen und vie lle icht überw iegend denen ohne 
Kinder anlasten usw. Die am M arkt zustande gekom ­
mene E inkom m ensverteilung wird also, zusätzlich zu 
den der Besteuerung unterliegenden, aber auch dar­
über hinausgehenden Prinzipien (siehe unten) noch­
mals unter dem  Aspekt des K inderlastenausgle ichs um ­
geschichtet.

Die w ichtigste Teilaufgabe eines staatlichen Sorgetra­
gens für Kinder liegt sicherlich darin, für solche Kinder 
Mittel zur Verfügung zu stellen, deren „sozialku lture lles 
Existenzm in im um “ nicht gewährle istet ist. Diese spe­
zie lle Aufgabe stellt der Fam ilienbeirat daher auch er­
neut in den Vordergrund'*, nachdem  er entsprechende

Vorstellungen in einem früheren G utachten bereits aus­
führlich herausgearbeitet hatte^. Daneben hatte er se i­
nerzeit die besonderen Belastungen von Mehr-Kinder- 
Haushalten herausgestellt, die im je tzigen Vorschlag im­
plizit auch berücksichtigt sind, und die Sozia lisations­
funktion der K indererziehung betont®. W enn man diese 
beiden Z iele einmal weitgehend unberücksichtigt läßt, 
weil ihre instrum ente llen Konsequenzen für die fo lgen­
den Überlegungen kein großes G ew icht haben, so ist 
aufs Ganze gesehen der je tz ige Vorschlag also aus der 
Sicht der spezie llen sozia lpolitischen Verpflichtung des 
Staates zu sehen, für alle Kinder im Staatsgebiet eine 
M indestversorgung zu garantieren. Da m ithin Kinder 
aus Familien m it niedrigem  E inkom m en im Vordergrund 
stehen und bei höherem  Einkommen zunehm end von 
privater Finanzierung der durch K inder verursachten 
Kosten ausgegangen wird, steht eine Betrachtung nach 
Einkom m ensgrößenklassen im Zentrum . Der Ansatz ist 
daher den Politikbereichen m it vertikalen  (hier g leich re- 
d istributiven) Verte ilungszielen und -Instrum enten zuzu­
ordnen.

Sicherung einer Mindestversorgung

Als Instrum ent bietet sich, wenn diese Begründung im 
Vordergrund steht, das K indergeld oder ein verwandtes 
Instrum ent als staatliche Hilfe für das Kind an. Soweit 
die M indestversorgung durch private Einkommen ge­
deckt ist, könnten die öffentlichen Leistungen sogar ge­
ringer ausfallen. Folglich sind in d ieser Logik eigentlich 
nach dem Einkommen degressiv gestaffe lte Leistungen 
angezeigt, und sie werden in dem  früheren Vorschlag 
auch als A lternative ausführlich erörtert^. A llenfa lls an­
dere Ziele w ie die erw ähnte Sozia lisationsfunktion kön­
nen dann noch gleiche Beträge rechtfertigen.

W ird nun vor dem  H intergrund einer solchen Argu­
mentation em pirisch festgestellt, daß eine öffentliche 
Leistung mit höherem  E inkom m en sogar zunim m t, wie 
dies für den ge ldwerten Vorteil aus einem  K inderfre ibe­
trag zutrifft, so w iderspräche das dieser sozialpolitisch 
m otivierten Strategie der M indestversorgung. Aus die­
ser Sicht wäre es kaum begründbar, daß der Staat als 
derjenige, der das Versorgungsniveau für alle Kinder be­
stimmt, für das „re iche" Kind m ehr als für das „a rm e“

‘  E benda, s. 17.

 ̂ R e fo rm  dos  F am ilien las tenau sg le ichs , G u tach ten  des W issen scha ftli­
chen  B e ira ts  f i jr  Fam ilien fragen  be im  B u ndesm in is te rium  fü r Jugend, 
Fam ilie  und  G esundhe it, h rsg . vom  B u n d e sm in is te riu m  fü r Juge nd , Fa­
m ilie  und G esundhe it, B onn 1971.

^ D iese  Funktion  sah d e r B e ira t m it e inem  tü r a lle  K in d e r g le iche n  B e­
trag  a ls  e rfü llt an, da  fü r ihn  „d e r G edanke  des E rsa tzes  d e r sonst von 
de r G ese llscha ft zu trag enden  K o sten  im  V o rde rg rund  s te h t" (Reform  
des  F am ilien las tenau sg le ichs , a .a .O ., S. 28  und 59).

'  E benda, S. 25  ff. a ls A lte rn a tive  1.
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leistet®. Voraussetzung für eine solche Interpretation ist 
allerdings, daß der K inderfre ibetrag als eine vom Staat 
gewährte Leistung in terpretiert wird, die man sich 
ebenso als gesondert festgelegte Transferzahlung den­
ken kann und die keine anderweitige Begründung hat 
(siehe aber unten). Davon geht der Beirat wohl aus, 
denn nur dann ist es folgerichtig, wenn im G utachten die 
„W irkung des K inderfre ibetrages bei progressivem  Ein­
kom m ensteuertarif" nochm als zahlenm äßig belegt und 
negativ interpretiert w ird. Im übrigen würde eine Politik 
dieser Art, wenn sie durch keine andere Norm begrün­
det wäre, m öglicherw eise auch Verfassungsnorm en w i­
dersprechen.

Wenn folg lich aus dieser S icht statt dessen ein je Kind 
(gleicher Ordnungszahl) gleiches Kindergeld oder g le i­
cher Abzug von der S teuerschuld abgele ite t wird, a llen­
falls degressiv gestaffe lt m it B lick auf einen privat zum ut­
baren Ausgabenanteil, so ist d ieser Vorschlag bezogen 
auf das in den Vordergrund gestellte Ziel zweife llos kon­
sistent. Eine eigenartige W irkung ergibt sich aber, wenn 
man einmal den tatsächlich privat getragenen Anteil an 
den Kosten der Kinder, der im übrigen der sehr viel g rö­
ßere ist^, ins Auge faßt. Er ist sowohl für den vo lksw irt­
schaftlichen Aspekt der gesam ten Kosten der K inder als 
auch für die Frage, w ievie l ein Ehepaar ohne Kinder zu­
sätzlich für sich selbst ausgeben kann, von Bedeutung. 
Hier ergibt sich durch die vorgeschlagenen öffentlichen 
Leistungen gleichen Betrages eine nach E inkom m ens­
größenklassen stark ungleiche Entlastung, weil die A uf­
wendungen je Kind und dam it der öffentlich nicht ge­
deckte Teil m it steigendem  Einkom m en absolut zuneh­
men'“ . Bezogen auf die tatsächlichen Aufwendungen 
bringen gleiche Leistungen also einen -  quantita tiv wohl 
erheblichen -  Um verte ilungseffekt m it sich. Er spielt 
sich allein innerhalb der G ruppe der Familien (und A l­
leinerziehenden) m it K indern und dort zw ischen E in­
kommensgrößenklassen ab und verschärft hier den Ef­
fekt der Steuerprogression spürbar, weil d ie ta tsächli­
chen Kosten für Kinder bei niedrigen Einkom m en voll er-

setzt werden, bei hohen Einkom m en dagegen weitest 
gehend privat getragen werden müssen. D ieser Effek 
le itet zu der folgenden Frage über, w ie denn ein Kinder 
lastenausgleich aussieht, wenn man nicht nur die verti 
kalen Effekte sehen und im Bereich n iedriger Einkorn 
men ausgleichen will, sondern auch fragt, w ie, unab 
hängig von der E inkom m enssituation, Ehepaare mi 
Kindern und ohne Kinder im Vergleich zu behandeln 
sind.

Die Sicht der versorgenden Familie

Die zweite S ichtweise ist völlig anderer Art. Sie setzt 
am Gedanken der im Einkom m en zum Ausdruck kom ­
m enden persönlichen Leistungsfähigkeit an, der insbe­
sondere in der E inkom m ensteuer als S teuer auf das ge­
sam te Einkommen einer Person realisiert wird, aber kei­
neswegs nur dort, sondern beispielsweise auch bei v ie­
len Transferzahlungen relevant ist. Die Argum entation 
mit dem  Leistungsfähigkeitsprinzip wird insbesondere 
dann ergriffen, wenn versucht wird, aus diesem  Konzept 
Steuertarife abzuleiten, obwohl es auf dem  unerfü llba­
ren Erfordernis des interpersonellen Nutzenvergleichs 
aufbaut. H ier jedoch genügt es, darauf zu verweisen, 
daß das Konzept auf jeweils eine Person bezogen ist.

Nur m it Blick auf die einzelne Person ist das Zusam ­
m enrechnen aller E inkünfte und die Anwendung eines 
Progressionstarifs hierauf vertre tbar Der „G rund“ -Tarif 
der E inkom m ensteuer -  als Kernstück der politischen 
Einigung auf das im Endeffekt G ewollte -  ist dem ent-

® A llen fa lls  kann m an den  K inde rfre ibe trag , w e nn  m an ihn auch  un te r 
dem  A sp ekt de r g le iche n  W ind estve rsorgung  rech tfe rtigen  w ill, m it dem  
H inw e is  zu beg rün den  suchen , daß d ie E n tlas tung  d e r E lte rn  zum  g le i­
chen  G ren zs teue rsa tz  e r fo lg e n  m üsse , w ie  d ie  B e las tung  de r E inkom ­
m en du rch  d ie S teuer gesch ieh t; den n  nu r so  e rfo lg e  bei g le iche m  B e ­
trag auch e ine  g le iche  H inzu fügung  von ..B e dü rfn isbe fried igungsm ög­
lich ke ite n “ .

^ E benda. S. 9.

D ies w ü rde  d e r K inde rfre ibe trag , w e nn  m an ihn s ta tt un te r dem  
A sp ek t d e r M inde stve rso rgung  un te r dem  der K o stene rs ta ttung  s ieht, 
auch nur ge rin g fü g ig  besse r auffangen.
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sprechend aufgebaut. Er bestim m t, w ie hoch die S teuer­
beträge bei unterschiedlichen Bruttoe inkom m en sein 
sollen. Er legt dam it aber zugle ich fest -  und das Ist hier 
der w ichtigere Tatbestand - ,  w ie groß das Nettoeinkom ­
men sein soll, das dem  Besteuerten verbleibt. Diese 
Nettoeinkom m en sind sehr un terschiedlich und reichen 
im Falle von Spitzeneinkom m en bis zum  Z igfachen ei­
ner w ie im m er gearteten M indestversorgung eines Er­
wachsenen. Diese kommt allenfalls bei der Abgrenzung 
eines steuerfreien Einkom m ens zum  Zuge und ist an ­
sonsten in der Le istungsfäh igkeitsdiskussion, im G e­
gensatz zu der im vorangehenden Abschnitt geführten 
Erörterung, kein tragendes Element.

Die andersartige Behandlung, die Personenm ehrhei­
ten unter dem Leistungsfähigkeitsgedanken, im G egen­
satz zum M indestversorgungsgedanken, erfahren, wird 
am besten an dem  entscheidenden Schritt erkennbar, 
der unter diesem  Blickw inkel -  längst vor der Berück­
sichtigung der Kinder -  durch die Berücksichtigung des 
Ehegatten im Splittingtarif der E inkom m ensteuer getan 
worden ist. Durch das Ehegattensplitting wird zum  A us­
druck gebracht, daß statt e iner nunm ehr zwei Personen 
von diesem  -  der E infachheit halber einzigen -  E inkom ­
men leben oder, anders ausgedrückt, daß hier ihre ge ­
m einsam en „B edürfn isbefried igungsm öglichke iten“ lie­
gen” . Man kann dann zwar den Splittingeffekt reduzie­
ren, etwa mit B lick auf die ersparten Kosten aus gem ein­
sam em  Haushalt (bew irkt dann aber entsprechende fi­
nanzielle Nachteile durch die Heirat, in den USA als 
„m arriage pena lty“ bekannt); im Vordergrund steht je ­
doch die Tatsache, daß die Berücksichtigung einer so l­
chen Zwei-Personen- statt e iner E in-Personen-S itua- 
tion unabhängig von der E inkom m enshöhe zu erfolgen 
hat. Die E inbeziehung der Bedürfn isse der zweiten Per­
son erfo lgt also von der Art und nicht von der Höhe her

Berücksichtigung von 
Leistungsfähigkeitsaspekten

Dieser Tatbestand ist insbesondere im deutschen 
Steuerrecht akzeptie rt’ .̂ Dies ist zunächst historisch er­
klärbar, denn zur Zeit der Formulierung des Le istungsfä­
higkeitsprinzips standen die E innahm en im Vorder­
grund, und die E inkom m ensteuer war gut geeignet, es 
zu verfolgen. Daher bezog sich die Erörterung lange 
Zeit weitgehend auf S teuern, doch ist dies heute kein Ar­
gum ent, sie hierauf zu beschränken, denn Einnahm en 
und Ausgaben werden heute als finanzpolitische Instru­
m ente wahlweise verwendet. Vor allem aber ist das Lei­
stungsfähigkeitsprinzip der Steuer- oder auch Ausga­
bendiskussion logisch vorgelagert. Seinen Bezug auch 
zu Ausgaben kann man leicht daran erkennen, daß sich 
bei staatlichen Transferzahlungen die Argum entation

häufig um drehen läßt, d. h. statt einer E inkommenskür­
zung nach der vorhandenen Leistungsfäh igkeit ist eine 
E inkom m enszuführung nach der zu schaffenden Lei­
stungsfähigkeit angeze ig t’ .̂

Geht man im Sinne des Leistungsfähigkeitsprinzips 
nunm ehr davon aus, daß das E inkom m en eines Haus­
halts durch die Zahl seiner M itg lieder geteilt werden 
muß, ehe dann auf jedes M itglied die Progression ange­
wendet wird, so teilen sich beim Ehepaar m it K indern im 
G egensatz zum  Ehepaar ohne Kinder nunm ehr drei 
oder m ehr Personen in ein E inkom m en (bzw. in das zu­
sam m engerechnete E inkom m en m ehrerer Verdiener). 
Konsequent ist aus dieser Sicht also ein Familiensplit­
ting (Vollsplitting) abzuleiten, d. h. analog zum  Ehegat­
tensplitting w ird statt durch zwei nunm ehr durch drei 
oder eine höhere Zahl geteilt. H ier wird man den steuer­
senkenden Effekt wohl reduzieren wollen, aber in der 
Logik d ieser S icht nicht durch absolute Grenzen oder 
durch ein Auslaufen des Effektes bei höherem  Einkom­
men, sondern durch einen in dem  Maße verringerten 
G ew ichtungsfaktor (D ivisor), w ie die Kosten je Kind al­
tersbedingt anteilig unter denen des Erwachsenen lie­
gen.

Diese Sicht geht also von der Familie aus, die Einkom­
men erzielt, die Bedürfn isse ihrer M itglieder deckt und 
im Vergleich m it Familien ohne Kinder oder m it A lleinste­
henden bewertet wird. Da diese A rgum entation inner­
halb jeder e inzelnen E inkom m ensklasse stattfindet, ge­
hört eine Politik, die d ies verfolgt, zu den Politikberei­
chen mit horizontalen  (G erechtigke its-)Z ielen und In­
strum enten. Horizontale G erechtigkeit beschränkt sich 
nicht auf die Wahl zw ischen Kindergeld, Kinderfreibe­
trag und Fam iliensplitting, obwohl sie sich hieran gut de­
monstrieren läßt. Sie drückt v ie lm ehr aus, daß -  unab­
hängig von der E inkom m ensgrößenklasse -  „Fairneß" 
in der Behandlung g le icher Tatbestände walten soll. Ihr 
entspricht im steuerlichen Bereich das Prinzip der 
G leichm äßigkeit der Besteuerung. Dam it sind in diesem 
Teil des Beitrags zwei Prinzipien, näm lich Leistungsfä­
higkeitsprinzip und Prinzip der G leichm äßigkeit der Be­
steuerung, kom biniert w irksam , die beide horizontal In-

"  D ie h ie r gew ä h lte  S ich t be ruh t a lso  n ich t au f e ine r R e flex th eo rie , wie 
s ie de r D a rs te llung  in Fußnote  8 zug ru n d e  lieg t und d ie  d a ra u f abhebt, 
daß  e ine  E n tlas tung  zum  G re n zs te u e rsa tz  de r E inkom m e nsbesteue ­
rung e rfo lg e n  soll, a lso  e in  R e flex au f s ie  sei. Z u r E rö rte run g  dieser 
T h e o rie  s ie he  auch  R e fo rm  des  F am ilien las tenau sg le ichs , a.a.O .,
S. 8 ff.

H. S ö h n :  V e rfassungsrech tliche  A sp e k te  de r B e s teue run g  nach 
d e r sub jek tiven  L e is tu ngs fä h igke it im  E inkom m e nste ue rrech t, in: Fi­
nanzarch iv , NF, Bd. 46, 1988, S. 154 ff.

B e i de r fo rm a le n  A rgu m e n ta tio n  m it N u tzen  is t d ies  n och  besse r zu 
sehen, da  un te r dem  L e is tu n g s fä h ig ke itsp rin z ip  N u tzen kü rzu ng  und 
N u tzen verg röß erun g  sp ie g e lb ild lich e  Ins trum en te  s ind , d ie  jo  nach der 
E inkom m e nspos ition  zum  E insa tz  kom m en.
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terpretiert werden''*. A ls vertikal im Sinne von Um verte i­
lung zw ischen Einkom m ensgrößenklassen werden hier 
hingegen M echanism en w ie die K indergeldw irkung ver­
standen.

Wenn man vertika le und horizontale Betrachtung in 
diesem S inne einander gegenüberste llt und nach den 
Institutionen und Chancen zur politischen Durchset­
zung fragt, so fä llt die Antwort bei den vertikalen, auf Be­
einflussung der E inkom m ensgrößenklassen zie lenden 
Problembereichen leicht. Auf Armut, M indestversor­
gung usw. z ie lende Bem ühungen gibt es in großer Zahl, 
und ein E lem ent hierin b ildet der Vorschlag des Fam i­
lienbeirats. Dem gegenüber sei hier aber einm al die 
Frage gestellt, wo bei der G estaltung des K inderlasten­
ausgleichs im politischen Raum einflußreiche Anwälte 
der horizontalen G erechtigke it zu finden sind. Zw eife l­
los ist eine M indestversorgung für Kinder ein bedeutsa­
mes Ziel, müßte aber in einer H ocheinkom m ensgesell­
schaft m it zudem  sich verbreiternder M ittelsch icht quan­
titativ an G ew icht verlieren. Dem gegenüber sind hori­
zontale Aspekte, hier also der Vergleich zw ischen Ehe­
paaren gleichen Einkom m ens, aber m it K indern und 
ohne Kinder, verm utlich relativ bedeutsam er geworden. 
Wenn Kinder in Fam ilien m it m ittlerem  Einkom m en den 
Lebensstandard der E ltern im Vergleich m it g le ich viel 
verdienenden K inderlosen drastisch senken, hilft der 
Hinweis auf die noch schw ierigere Lage bei gedachtem  
niedrigen Einkom m en wenig, denn Bezugsgruppe ist 
die Gruppe gle icher oder ähnlicher beruflicher Tätigkeit, 
gleichen angestrebten Lebensstandards usw.

Diese Aspekte aus der politischen D iskussion auszu­
schließen oder allein auf eine interne steuerliche Proble­
matik zu reduzieren, müßte auf Dauer bedeuten, an im 
Zeitablauf zunehm enden Segm enten der Bevölkerung 
und deren E inschätzung finanzpolitischer Maßnahmen 
vcrbeizugehen.

Kinderfreibeträge 
bereits eine Zwischenlösung

Kehrt man mit diesem  Vergleich vertika ler und hori­
zontaler Sichtweisen nunm ehr zu den Instrum enten e i­
nes Kinderlastenausgleichs zurück, so ist zunächst fest­
zustellen, daß die beiden skizzierten S ichtweisen von 
unterschiedlichen S tandpunkten ausgehen, zw ischen 
denen keine w issenschaftliche Entscheidung möglich

ist. Wenn man die redistributive Position einnim m t, der 
S taat habe nur die Funktion der M indestsicherung für 
Kinder zu erfüllen und erhebe die E inkom m ensteuer 
ohne fam ilienpolitische R ücksicht’ ,̂ so w ird m an Kinder­
geld und Abzug von der S teuerschuld fordern. Wenn 
man ausschließlich von der S icht der horizontalen G e­
rechtigkeit kom m t und fragt, w ie die Bedürfnisse einer 
Personenm ehrheit im Vergleich zu denen einer E inzel­
person gle ichen Einkom m ens einzuschätzen sind, so 
wird man für ein Fam iliensplitting plädieren.

Betrachtet man beide Positionen dann im Vergleich, 
so erscheinen -  und dies ist konträr zur bisher vorzufin­
denden D iskussion -  K inderfre ibeträge bereits als Kom ­
prom ißlösung. Sie sind einerseits der Höhe nach festge­
legt und insoweit dem  K indergeld ähnlich. Mit ste igen­
dem  G renzsteuersatz und dam it höherem  Einkom m en 
steigt andererseits ihr ge ldw erter Vorteil, und dies gilt, 
wenngle ich deutlich verstärkt, für ein Familiensplitting. 
Freibeträge kann man also als zw ischen diesen beiden 
S ichtweisen stehend interpretieren, und sie sind nicht 
etwa, w ie ge legentlich ausgedrückt, allein Ausdruck des 
Leistungsfähigkeitsdenkens.

Sofern man diese Folgerungen akzeptiert, erscheint 
der Vorschlag des W issenschaftlichen Beirats für Fami­
lienfragen, den K inderfre ibetrag abzuschaffen und aus­
schließlich K indergeld und verwandte Instrum ente zu 
verwenden, als Betonung nur eines Ziels. Ebenso 
würde der Rückgriff allein auf das Fam iliensplitting eine 
e inseitige Z ie lbetonung beinhalten. Dagegen wäre die 
Verwendung nur von K inderfre ibeträgen bereits eine 
Zw ischenlösung, die beiden Zielen zu einem  Teil ent­
sprechen würde, aber sicherlich schon stärker dem G e­
danken der M indestversorgung entspricht'®. W ird das 
sozialpolitische Ziel höher gewichtet, aber nicht verab­
solutiert, so wäre das bestehende System  von Kinder­
freibetrag und K indergeld (ohne die derzeitigen Zahlen­
w erte  beurteilen zu wollen) angebracht. Einige der in 
der Bundesrepublik Deutschland zu beobachtenden 
Unzulänglichkeiten eines solchen dualen System s 
könnten dann leicht dadurch verringert werden, daß Fa­
m ilien K indergeld oder K inderfre ibetrag alternativ e rhal­
ten, je  nachdem , was für sie vorte ilhafter ist'^, und daß 
im übrigen die Verwaltung be ider System e zusam m en­
gelegt wird.

Vergleicht m an d ie  be iden  P rin z ip ien  unte re inander, so  ha t das  L e i­
stungsfähigkeitsprinzip auch  ve rtika le  B e züge , den n  es se tz t „M aß s tab e  
dafür, w ie bei de r B e las tung  von U n g le ichem  zu d iffe renz ie ren  is t“ , a lso  
etwa von ung le ichen  E inkom m e n  (D. P o h m e r :  E in ig e  B e m e rku n ­
gen zu Inhalt und B e deu tung  des Le is tu ngs fa h igke ltsp rinz ip s , in: 
Finanzarchiv, NF, Bd. 46, 1988. S. 136). D a h ie r je d o ch  d ie  L e is tu n g s fä ­
higkeit e iner P erson g e g e n ü b e r d e r e ine r P e rso n e n m e h rh e it und u na b ­
hängig von der E inkom m e nspos ition  im  V o rde rg rund  s teh t, e rsch e in t d ie  
Zuordnung zu horizon ta len  Z ie len  bzw. Ins trum en ten  ge rech tfe rtig t.

D e r A b zug  von d e r S te u e rsch u ld  a ls  a n sch e inen d  s teue rpo litische  
M aß nah m e is t gen au  be tra ch te t nu r e in g e d a ch te r T ransfer vom  S taat 
d e r m it e ine r b e s te h e n d e n  Z a h lung sve rp flich tung  an de n  S taa t ve rrech  
ne t w ird.

Vg l. das  A rg u m e n t in Fußnote  8, das  au f ab so lu t g le ich e  B e dü rfn isbe  
frie d ig u n g sm ö g lich ke ite n  be im  g le iche n  F re ibetrag fü r a lle  E inkom  
m ensg röß en k lassen  h inw e is t.

A. O b e r h ä u s e r  •. D ie  U n g e re im th e ite n  de s  dua len  S ys tem s, in 
S o z ia le r F ortschritt. Jg. 3 4 ,1 9 8 5 , H e ft 1, S. 18.

W IRTSCHAFTSDIENST 1989/111 153


